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Antrag 

der Abgeordneten Irmingard Schewe-Gerigk, Christa Nickels, Elisabeth Altmann 
(Pommelsbrunn), Annelie Buntenbach, Franziska Eichstädt-Bohlig, Andrea Fischer 
(Berlin), Rita Grießhaber, Monika Knoche und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


Maßnahmen zum Schutz älterer Menschen gegen Gewalt in der Familie 


Der Bundestag wolle beschließen: 

I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

1 . Gewalterfahrungen älterer Menschen in Beziehung zu na- 
hestehenden Personen stellen ein wichtiges soziales Pro- 
blem dar. Unbeobachtet von der Öffentlichkeit werden äl- 
tere Menschen Opfer von Gewalthandlungen innerhalb der 
eigenen Familie. 

Das Ausmaß von Gewalt an älteren Menschen in familiären 
Beziehungen ist dabei erschreckend hoch. Nach den Er- 
gebnissen der ersten repräsentativen Studie in der Bun- 
desrepublik Deutschland zur Problematik von Gewalt ge- 
gen ältere Menschen in engen sozialen Beziehungen 
werden jährlich etwa 600 000 Menschen im Alter zwischen 
60 und 75 Jahren Opfer mindestens einer der Formen von 
körperlicher Gewalt, Vernachlässigung, verbaler Aggres- 
sion oder materieller Ausnutzung. Neben physischer Ge- 
walterfahrung gehören Vernachlässigung bzw. Medika- 
mentenmißbrauch zu den bedeutsamsten Formen. 

Familie als Ort von Gewalterfahrung gewinnt für die Grup- 
pe der älteren Menschen an Bedeutung, da der Übergang 
ins Alter mit einem verstärkten Rückzug auf den sozialen 
Nahbereich einhergeht und das Risiko steigt, gerade dort 
Opfer von Gewalthandlungen zu werden. 

2. Gewaltanwendung gegen ältere Menschen in nahen so- 
zialen Beziehungen läßt sich sehr schwer nachweisen, da 
sie selten zur Anzeige kommt. Sie geschieht im Verborge- 
nen, gestaltet sich teilweise sehr subtil, die Bindungen zum 
Täter/zur Täterin sind meist sehr eng. Die bisher vorlie- 
genden repräsentativen Opferbefragungen für die Bun- 
desrepublik Deutschland haben das Ausmaß an Gewalt in 
der Familie nicht adäquat registriert, da sie innerfamiliäre 
Vorgänge aus der Analyse des Kriminalitätsgeschehens 
ausgeblendet haben. 
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Nach den Ergebnissen der neuen Studie werden jedoch 
mindestens zwei Drittel der älteren Menschen zwischen 60 
und 75 Jahren Opfer von Gewalthandlungen im Kontext ei- 
nes gemeinsamen Haushalts. Der Partner oder die Partne- 
rin sind die dominierende Tätergruppe. Mehr als 90 % wer- 
den nach Angaben der Studie der Polizei nicht bekannt. 

3. Wiederholte Gewalt ist nach den Ergebnissen der Gewalt- 
stüdie dabei eher die Regel als die Ausnahme. Für einen 
großen Teil der Fälle ist auffallend, daß dieselbe Person 
mehrfach Gewalterfahrungen machen mußte. Mehrfaches 
Opfer von Gewalt in familiären Beziehungen wurden mehr 
als 40% der befragten älteren Menschen. Nach den Er- 
gebnissen der Studie ist davon auszugehen, daß pro Jahr 
ca. 120 000 Fälle schwerer physischer Gewalt durch Perso- 
nen in engen sozialen Beziehungen auftreten. 

4. Ältere Menschen, die Gewalt in engen sozialen Beziehun- 
gen erleben, brauchen Unterstützung und Hilfe. Oft scheu- 
en sie sich, Anzeige zu erstatten, haben Angst vor mögli- 
chem Gerede oder wollen das Zusammenleben mit 
nahestehenden Personen nicht noch schwieriger machen. 
Bisher gibt es keine Beratungsmöglichkeiten, die ältere 
Menschen in Krisensituationen Hilfe und Unterstützung 
anbieten, Es fehlen kostenlose Beratungsstellen, die direk- 
te und kompetente Hilfe durch Gespräche, Besuche oder 
Einschaltung weiterer Fachkräfte (z.B. Rechtsanwältin- 
nen/Rechtsanwälte) leisten. 

5. Die Gewaltdynamik in engen sozialen Beziehungen kann 
auch durch belastende Pflegesituationen entstehen. Das 
besondere Abhängigkeitsverhältnis stellt hohe Anforde- 
rungen an die psycho-soziale Kompetenz der Pflegenden, 
die der Unterstützung durch professionelle Kräfte bedür- 
fen. Angehörige können unter hoher Belastung stehen, 
Hilflosigkeit und Dekompensation in Pflegesituationen 
können Aggressionshandlungen fördern. Eine sinnvolle 
Präventionsarbeit wird durch Maßnahmen im Rahmen der 
Pflegeversicherung bisher aber noch nicht erreicht: 

Die Pflegeversicherung sieht Pflichtpflegeeinsätze durch 
ambulante Pflegedienste vor zwecks Qualitätssicherung 
und Beratung pflegender Familienangehöriger (§ 37 Abs. 3 
SGB XI). Je nach Grad der Pflegebedürftigkeit finden die- 
se Besuche einmal halbjährlich bzw. einmal vierteljährlich 
statt. De facto werden diese Pflichtpflegeeinsätze, in denen 
die Qualität der Pflege überprüft wird, jedoch als Kon- 
trolleinsätze wahrgenommen. Eine angemessene Beratung 
kann in diesem Zusammenhang nicht geleistet werden, da 
Beratungs- und Kontrollcharakter vermischt werden. Somit 
wird eine wirkliche Entlastung pflegender Familienan- 
gehöriger, die in ihrer Konsequenz auch gewaltmindernd 
wirken kann, mit dieser Regelung nicht erreicht. 

6. Auch Überlastung, soziale Isolierung und beengte Wohn- 
verhältnisse tragen nicht selten zur Gewalt gegen ältere 
Menschen bei. Es fehlen jedoch soziale Wohnformen 
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(Mehrgenerationen- Wohnformen), die auch zur Entlastung 
von pflegebedürftigen Menschen und pflegenden An- 
gehörigen beitragen. Auch sie stellen elementare Schritte 
dar, um Gewalt zu begegnen und ältere Menschen zu 
schützen. 

Darüber hinaus gibt es bisher keine geeigneten Möglich- 
keiten für ältere von Gewalt bedrohte Menschen, sich aus 
dem Gewaltumfeld auch räumlich zu lösen. Es fehlt an ge- 
eigneten Wohnungen, in die die älteren Menschen umzie- 
hen können. 

7 . Angesichts dieser Situation ist es unverantwortlich, die Ver- 
breitung innerfamiliärer Gewalt gegen alte Menschen zu 
verharmlosen oder gar zu leugnen. Ziel der Politik für äl- 
tere Menschen muß es folglich sein, Präventions- und In- 
terventionsmöglichkeiten bei Gewalt gegen ältere Men- 
schen entscheidend zu stärken und damit für einen 
besseren Schutz älterer Menschen zu sorgen. 

II. Die Bundesregierung wird aufgefordert, den Schutz älterer 
Menschen gegen Gewalt in der Familie zu verbessern. Zu die- 
sem Zweck soll die Bundesregierung folgende Maßnahmen er- 
greifen und die hierfür notwendigen Vorschriften gesetzlich re- 
geln: 

1. Um bei Gewalt gegen ältere Menschen zu intervenieren 
bzw. Gewalthandlungen präventiv begegnen zu können, 
sind von den Anbietern von Pflegeleistungen unabhängi- 
ge, anonyme und kostenlose Beratungsmöglichkeiten für 
ältere Menschen in Krisensituationen auszubauen bzw. neu 
zu schaffen. Als Anstoß dazu ist von der Bundesregierung 
ein umfangreiches wissenschaftlich begleitetes Modell- 
projekt einzurichten, innerhalb dessen Beratungsstellen, 
Krisen-Interventionsdienste und Notrufe ausgebaut und 
neu geschaffen werden. Darüber hinaus soll die Bundesre- 
gierung darauf hinwirken, daß in den Ländern ein dem Be- 
darf entsprechendes Beratungsangebot aufgebaut wird. 
Die Beratungsstellen müssen in ihrer Arbeit materiell wie 
personell ausreichend abgesichert werden. 

2. Statt der derzeitig vorgeschriebenen Pflichtpflegeeinsätze 
mit Kontrollcharakter muß das Ziel der Beratung in den Mit- 
telpunkt gestellt werden. Die Pflichtpflegeeinsätze sind 
demnach in ein freiwilliges, unentgeltliches Beratungsan- 
gebot durch die Pflegeeinsätze umzuwandeln. Durch ein 
solches Beratungsangebot können pflegende Angehörige 
besser in die Lage versetzt werden, angemessen auf die Be- 
dürfnisse des älteren Menschen einzugehen. Dies trägt 
auch zur Minderung des Gewaltpotentials in engen sozia- 
len Beziehungen und damit zur Sicherheit der älteren Men- 
schen bei. 

Um eine angemessene Beratung gewährleisten zu können, 
ist darüber hinaus die Ausbildung der Pflegekräfte stärker 
als bisher auf die psychische Betreuung der pflegebedürf- 
tigen älteren Menschen und die Beratung der Pflegeper- 
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sonen zu schulen. Die verstärkte Unterstützung fachlich be- 
treuter Gruppen für pflegende Angehörige muß ebenfalls 
in das Ausbildungskonzept mit einbezogen werden. 

Die von der Pflegeversicherung im Rahmen einer Sollvor- 
schrift vorgesehenen Pflegekurse (§ 45 SGB XI) müssen 
verbindlich verankert werden. Außerdem müssen dabei 
Angebote verankert werden, die sich auf den Umgang mit 
Streß-, Belastungs- und Krisensituationen beziehen. Hier 
muß auch der Gewaltaspekt mit einbezogen werden. 

3. Es muß ein ausreichendes Angebot an bezahlbaren Mehr- 
generationen-Wohnformen geschaffen werden, um älteren 
Menschen und auch pflegebedürftigen Personen ange- 
messene Wohnformen anzubieten und sie vor sozialer Iso- 
lierung und möglichen Gewalthandlungen zu schützen. 
Dazu ist bei der anstehenden Novelle des Zweiten Woh- 
nungsbaugesetzes auch die Mehrgenerationen-Wohnfor- 
men als förderungs würdig aufzunehmen. 

4. In den Mehrgenerationen- Wohnformen sind gleichzeitig 
Schutzwohnungen für von Gewalt bedrohte ältere Men- 
schen vorzusehen. Dies ist - wie für andere Mißhand- 
lungsbeziehungen auch - dringend notwendig, damit die 
Betroffenen die Möglichkeit haben, den Ort der Gewalt 
auch zu verlassen. Die Schutzwohnungen sind ein geeig- 
netes Mittel zur Unterstützung und Hilfe bei Gewalthand- 
lungen gegen ältere Menschen. Da Familienmitglieder, die 
von Gewalt bedroht sind, oft mit Angehörigen oder Freun- 
den umziehen möchten, brauchen sie entsprechend großen 
Wohnraum, der auch in Mehrgenerationen-Häusern be- 
reitgestellt werden muß. Die Bundesregierung muß des- 
halb darauf hinwirken, daß die Länder in ihren Richtlinien 
den Bau von Schutzwohnungen als förderungswürdig an- 
erkennen. 

5. Darüber hinaus ist es dringend erforderlich, professionelle 
Kräfte in der Erkennung von und im Umgang mit Gewalt- 
opfern zu schulen. Dies gilt sowohl für die Fachkräfte der 
Pflegedienste als auch für polizeiliche Stellen. Hier muß in 
enger Zusammenarbeit mit der kommunalen Sozial- und 
Gesundheitsarbeit ein Angebot an Fortbildungen geschaf- 
fen werden. 

6. Das Wissen um die Entstehungsbedingungen von familiä- 
rer Gewalt in der Bundesrepublik Deutschland ist er- 
schreckend gering. Genauere Kenntnis ist hier notwendig, 
um Bewältigungsmöglichkeiten für die Betroffenen zu prü- 
fen und erfolgversprechende Hilfen anzubieten. Dazu ist 
es zwingend erforderlich, Forschungsproj ekte zur besseren 
empirischen Erfassung der Ursachen von innerfamiliärer 
Gewalt gegen ältere Menschen zu finanzieren. So bedarf 
es umfassender qualitativer Untersuchungen, die Auf- 
schluß geben können über die zur Gewalt führende Bezie- 
hungsdynamik bzw. die die Entwicklungsdynamik der 
Pflegebelastungen erfassen. Nur so können sinnvolle 
präventive Angebote erarbeitet werden. 
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Die Bundesregierung wird aufgefordert, eine umfangrei- 
che wissenschaftliche Untersuchung in Auftrag geben, in 
der diese Aspekte als Untersuchungsgegenstände berück- 
sichtigt sind, und im kommenden Haushaltsjahr die ent- 
sprechende Finanzierung bereitzustellen. Nach Abschluß 
der Studie wird die Bundesregierung umgehend dem Deut- 
schen Bundestag über die Ergebnisse berichten. 

Bonn, den 26. August 1996 

Irmingard Schewe-Gerigk 
Christa Nickels 

Elisabeth Altmann (Pommelsbrunn) 

Annelie Buntenbach 
Franziska Eichstädt-Bohlig 
Andrea Fischer (Berlin) 

Rita Grießhaber 
Monika Knoche 

Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 
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